
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

AK FORDERUNGEN

Europäisches Semester und wirtschaftspolitische 
Steuerung. Weichen Richtung Wohlstand stellen

Forderungen

•	•	 Die „Economic Governance“ – die 
wirtschaftspolitische Steuerung – der EU 
ist einseitig ausgerichtet: Druck in Richtung 
Kürzungspolitik steht im Vordergrund. Die 
Förderung nachhaltiger Entwicklung von 
Wohlergehen und Wohlstand muss stattdessen 
in den Mittelpunkt gerückt werden. 

•	•	 Auch die kürzliche Reform der „Economic 
Governance“ war enttäuschend: Immer noch 
steht Kürzungspolitik im Zentrum. Es gilt 
jetzt, eine Rückkehr zur Austeritätspolitik 
zu verhindern. Insbesondere braucht es eine 
Ausnahme für öffentliche Investitionen.

•	•	 Die Methode zur Errechnung der 
Schuldentragfähigkeit (DSA) muss in einem 
transparenten, partizipativen Verfahren 
reformiert werden.

•	•	 Um die sozial-ökologische Transformation 
erfolgreich zu bewerkstelligen, sind erheblich 
mehr finanzielle Mittel aufzubringen, die 
wichtige sozial-ökologische Umbauprojekte 
unterstützen.

•	•	 Die soziale Dimension muss weiter gestärkt 
werden: Der soziale Konvergenzrahmen stellt 
einen ersten Schritt dar. Es braucht weitere 
Verbesserungen bei den Indikatorensets. Diese 
müssen auch endlich ernst genommen werden. 

•	•	 Das Europäische Parlament muss in Bezug 
auf die Dokumente des EU-Semesters auf 
europäischer Ebene Mitentscheidungsrechte 
bekommen, um den Prozess demokratisch zu 
legitimieren. Das derzeitige demokratische 
Defizit führt dazu, dass der Handlungsspielraum 
der EU-Kommission bei der Vorgabe 
länderspezifischer Empfehlungen in Form 
konkreter Politikmaßnahmen kritisch zu 
betrachten ist.

•	•	 Die Sozialpartner müssen sowohl auf 
europäischer als auch auf nationaler Ebene 
effektiv und substanziell in das Europäische 
Semester eingebunden werden. 

Hintergrund

Das 2011 eingeführte Europäische Semester bildet den 
Rahmen für die Koordinierung der Wirtschafts-, Budget-, 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik in der EU. Mit 30. 
April 2024 trat die Reform der wirtschaftspolitischen 
Steuerung (Economic Governance) in Kraft. Dadurch 
wird 2024 zum Übergangsjahr: Die bisherigen nationalen 
Reformprogramme werden eingestellt, stattdessen 
sind mittelfristige Fiskal- und Strukturpläne von den 
Mitgliedstaaten an die EU-Kommission zu übermitteln, 
die 4 bzw. 5 Jahre abdecken sollen und die auf 
maximal 7 Jahre erstreckt werden können, wenn 
ein Reform- und Investitionspakt mitverabschiedet 
und in Folge von der Kommission genehmigt wird. 
Diese Pläne sollen Zusagen zum Budgetpfad und 
zu Reformen und Investitionen enthalten und dazu 
beitragen, einen schrittweisen Schuldenabbau zu 
gewährleisten sowie Wachstum zu fördern. Damit 
steigt der Druck, die länderspezifischen Empfehlungen 
tatsächlich umzusetzen, wenn andernfalls ein viel 
kürzerer Schuldenabbaupfad „droht“. Dies ist vor dem 
Hintergrund der fehlenden demokratischen Legitimation 
der länderspezifischen Empfehlungen kritisch zu sehen.

Am 19. Juni 2024 hat die EU-Kommission das 
Frühjahrspaket mit dem aktuellen Länderbericht, 
den Vorschlägen für die länderspezifischen 
Empfehlungen sowie den beschäftigungspolitischen 
Leitlinien veröffentlicht. Diese wurden im Juli 2024 
im Rat beschlossen und sollen im Oktober vom 
Europäischen Rat angenommen werden, damit 
anschließend eine formale Bestätigung durch 
den Rat erfolgen kann.  Das EU-Parlament hat im 
Rahmen des EU-Semesters lediglich punktuelle 
Informationsrechte, eine systematische Einbindung und 
Entscheidungsbefugnisse sind jedoch nicht vorgesehen. 
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Begründung und Argumente

Wohlergehen statt Austerität

Die Reform der wirtschaftspolitischen 
Steuerung fiel enttäuschend aus: So ist es 
nicht gelungen, eine grundlegende Änderung 
des wirtschaftspolitischen Rahmens weg von 
restriktiven Schuldenregeln hin zu einer auf 
Wohlergehen und Wohlstand ausgerichteten 
Entwicklung umzusetzen. 

Wiewohl es gewisse Verbesserungen und 
etwas mehr Flexibilität beim Schuldenabbau 
gibt (so wurde die praxisuntaugliche 1/20-Regel 
abgeschafft), ist die Reform als unzureichend 
einzustufen. Trotz des erheblichen Bedarfs 
an Investitionen, die im Rahmen einer sozial-
ökologischen Transformation benötigt werden, 
wurde an den Referenzwerten des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts nicht gerüttelt. Zudem erhielt die 
EU-Kommission eine große Machtfülle in einem 
intransparenten Verfahren: Auf der Basis von 
sogenannten „Schuldentragfähigkeitsanalysen“ 
(Debt Sustainability Analysis), auf die einige 
methodologische Kritikpunkte zutreffen, soll sie 
den Mitgliedstaaten Nettoausgabenpfade für 
mehrere Jahre vorschlagen – ohne eine öffentliche 
und partizipative Debatte darüber. Somit droht 
eine Rückkehr zur Austeritätspolitik, was mit 
erheblichen sozialen Einschnitten verbunden wäre. 

Die Economic Governance muss endlich 
grundlegend auf sozialen Fortschritt ausgerichtet 
werden. Das bedeutet unter anderem eine 
Ausrichtung nach dem „magischen Vieleck der 
Wirtschaftspolitik“, indem die Budgetpolitik auf 
andere wirtschaftspolitische Ziele abgestimmt 
wird, anstatt nur starren, restriktiven Zielwerten 
folgt.

In der Zwischenzeit muss das DSA-Verfahren 
reformiert und Ausnahmen für öffentliche 
Investitionen – im Sinne der goldenen 
Investitionsregel – verankert werden. Die 
Sozialpartner müssen bei der Erarbeitung der 
mittelfristigen Fiskal-Strukturpläne substanziell 
eingebunden werden.

Investitionen für die sozial-ökologische 
Transformation ermöglichen

Um ausreichende Fortschritte in Richtung einer 
gerechten sozial-ökologischen Transformation zu 
erzielen, sind umfassende Zukunftsinvestitionen 
notwendig. Auf europäischer Ebene sind mittel- 
und langfristig erheblich mehr finanzielle Mittel 
aufzubringen und zur Verfügung zu stellen, die zu 
einer effektiven fiskal- bzw. wirtschaftspolitischen 
Steuerung beitragen.

Soziale Dimension im EU-Semester stärken

Im Laufe der Jahre sind mehrere sozialpolitische 
Indikatorensets in das Europäische Semester integriert 
worden, wie etwa das „sozialpolitische Scoreboard“ 
der Europäischen Säule sozialer Rechte und das SDG-
Indikatorenset. Nun wurde ein sogenannter „sozialer 
Konvergenzrahmen“ eingeführt, bei dem einzelne 
Staaten mit besonderen Herausforderungen für 
soziale Aufwärtskonvergenz eingehender analysiert 
werden. Diese Weiterentwicklung zur Analyse von 
Beschäftigung und der sozialen Lage ist wichtig. Sie 
reicht aber nicht aus. 

Was oft fehlt, sind ambitionierte, fortschrittliche 
sozialpolitische Zielsetzungen, ein konsequentes 
Monitoring des Fortschritts der Zielerreichung und 
entsprechend klare Handlungsableitungen. 

Auch sollte die EU-Kommission - basierend 
auf der Ausrichtung ihrer Mitteilung zu 
Verteilungsfolgenabschätzungen – bei ihren 
Vorschlägen im Rahmen des Europäischen Semesters 
analysieren, welche Auswirkungen diese auf die soziale 
Verteilung hätten. 

Demokratisierung des EU-Semesters 

Darüber hinaus muss das Europäische Semester 
demokratischer werden. So zählt die regulatorische 
Vormachtstellung der EU-Kommission bei der 
Bewertung der Haushaltspläne zu den wesentlichen 
Kritikpunkten der neuen Regeln. Insgesamt ist eine 
stärkere Einbindung der nationalen Parlamente, 
des EU-Parlaments, der Zivilgesellschaft und 
Sozialpartner in das EU-Semester essenziell, um die 
demokratische Legitimität des Prozesses zu erhöhen. 
Das EU-Parlament muss in Bezug auf die Dokumente 
des EU-Semesters auf europäischer Ebene ein 
Mitentscheidungsrecht bekommen.  
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